
Seit kurzem ist die SPD-Bundes-
tagsfraktion auch mit einer eige-
nen Seite im sozialen Netzwerk
Facebook vertreten: www.face-
book.com/spdbundestagsfraktion

Dort gibt es nicht nur aktuelle
Infos zu den politischen Initiati-
ven und Konzepten der Fraktion

und viele Terminhinweise,
 sondern auch die Möglichkeit, 
all das zu kommentieren und 
mit der SPD-Bundestagsfraktion
ins  Gespräch zu kommen.

Hintergrund und Informationen
sind nach wie vor zu finden unter
www.spdfraktion.de

Informieren, kommentieren, diskutieren

GUTE
ARBEIT

Ausgabe 4/2010

Mit dem Mindestlohn in der Wei-
terbildung ist erneut ein Branchen-
Mindestlohn an Arbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) ge-
scheitert. Ihr Ministerium weigerte
sich, den zugrunde liegenden Tarifver-
trag für allgemein verbindlich zu erklä-
ren. Damit bleibt es  dabei: Lehrende in
der Weiterbildung haben oft unzumut-

bare Arbeitsbedingungen – ohne soziale
Absicherung und mit einer Bezahlung
auf ALG-II-Niveau. „Fachkräfte in der
Weiterbildung haben einen Anspruch
auf einen fairen Lohn“, erklärt Anette
Kramme, sozial- und arbeitspolitische
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion.
Die SPD-Fraktion setze sich  nicht nur für
einen Branchenmindestlohn in der Wei-
terbidung, sondern auch für einen ge-
setzlichen Mindestlohn ein. ■

Qualität hat ihren Preis
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Deutschland in Schieflage: Gerade
mal ein Jahr schwarz-gelbe Regie-
rungspolitik hat die soziale Balance
in Deutschland erheblich gestört.
„Nach einem Jahr von Chaos, Klien-
telpolitik und sozialer Spaltung ist
klar: Deutschland braucht eine an-
dere Politik“, erklärt Joachim Poß,
amtierender Vorsitzender der SPD-
Bundestagsfraktion. Ohne Frage: Die
Herausforderungen an die Politik sind
derzeit enorm – von der Bewältigung
der Krisenfolgen über den demografi-
schen Wandel bis zu den maroden 
öffentlichen Haushalten. Doch diese Zu-
kunftsfragen versucht Schwarz-Gelb gar
nicht erst anzugehen. Stattdessen wird
am System herumgedoktert, erschöpft
sich die Regierungspolitik im parteipoli-
tischen Klein-Klein, werden vor allem
die eigene Klientel und Lobbyisten be-
dient und wird die soziale Spaltung der
Gesellschaft vorangetrieben.

Derzeit reist Kanzlerin Merkel durch
die Republik und wirbt an ihrer Partei-
basis für den Regierungskurs. In diesem
„Herbst der Entscheidung“ gehe es um
Haushaltssanierung, die Energiepolitik
und die Zukunft der Sozialsysteme, so
Angela Merkel. Doch während das für
Merkel Kürzungen bei den Schwachen,

Deutschland braucht eine andere Politik, fordert die SPD-Bundestagsfraktion. Dazu gehören mehr Fairness auf dem Arbeitsmarkt, 
ein solidarisches Gesundheits- und Rentensystem und eine tragfähige Energiezukunft ohne Atomkraft.

Entsolidarisierung und Lobbypolitik be-
deutet, will die SPD-Bundestagsfraktion
die Weichen für eine andere, für eine
faire Politik stellen. Den Rahmen da-
für hat die SPD auf ihrem Parteitag am
26. September gesetzt. „Mit unseren Be-
schlüssen zu neuem Fortschritt, einem

Wachstum, an dem die gesellschaftliche
Mehrheit teilhaben kann, und einer
Steuerpolitik, die schwache Schultern
schont, die Starken aber stärker in die
Verantwortung mit einbezieht, zeigen
wir den Weg zu einer gerechten Alterna-
tive“, betont Poß. „Diese Ideen bringen

wir Zug um Zug in den Bundestag ein.“
Nicht nur im Parlament, sondern auch
außerhalb will die SPD-Bundestagsfrak-
tion im Herbst gemeinsam mit den Ge-
werkschaften und anderen wichtigen
sozialen Gruppen für einen Kurswech-
sel in Deutschland  mobilisieren. ■

Die SPD will die soziale Balance 
wieder herstellen.

Deutschland
kann auch fair 



2 // Aktuelles

S
eit Ende September steht fest:
Die Regelsätze der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende und 

der Sozialhilfe steigen um fünf Euro.
Die Regelsätze für Kinder steigen gar
nicht. Eigentlich, so die Bundesarbeits-
und -sozialministerin Ursula von der
Leyen (CDU), hätten die Kinderregel-
sätze statistisch sogar sinken müssen.
Mög liche künftige Steigerungen will
die Regierung deshalb „verrechnen“ –
der Regelsatz für Kinder wird auf Jahre 
zementiert.

Abgesehen von der Höhe der neuen
Sätze kritisiert die SPD-Bundestags -
fraktion vor allem die intransparente
und offenbar auch politisch motivierte 
Berechnung. Denn genau das wider-
spricht dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, das ein transparentes
Verfahren gefordert hatte, aus dem be-
darfsgerechte Regelsätze hervorgehen.
Das ist nicht der Fall. Die Bundesregie-
rung und die Spitzen der schwarz-gel-
ben Koalition haben dem Bundestag
und der Öffentlichkeit bis zuletzt die
Berechnungsgrundlagen vorenthalten.
Wohl aus gutem Grund: Bei der Be-
rechnung der Regelsätze für Alleinste-
hende wurden als Bezugsgruppe nicht

mehr die unteren 20, sondern die un-
teren 15 Prozent der Einkommens -
skala herangezogen. Warum, ist allen
Fachleuten unklar. Klar ist nur: Je ein-
kommensschwächer die Bezugsgrup-
pe, desto niedriger der Regelsatz. 

Nicht mal die so genannten „Aufsto-
cker“, die trotz Erwerbstätigkeit ALG II
beziehen müssen, hat die Bundesregie-
rung aus der Referenzgruppe herausge-
rechnet. Das bedeutet: Menschen, die
selbst weniger als ihren Grundbedarf
verdienen, werden zur Berechnung des
Grundbedarfs anderer herangezogen.
All diese Rechentricks deuten darauf
hin, dass dem erklärten Wunsch von
FDP und Teilen der Union entsprochen
werden sollte, den Bedarf willkürlich
kleinzurechnen.

Auch das neue „Bildungspaket“ für
Kinder ist völlig unzureichend: 12,50
Euro monatlich für Musikunterricht,
Freizeit und Sportverein – das reicht
nicht.

Besonders perfide ist, dass Langzeit -
arbeitslose ihre Regelsatzerhöhung de
facto selbst finanzieren: Den dafür
veranschlagten 480 Millionen Euro
steht in etwa derselbe Betrag gegen-
über, der mit der Streichung des El-
terngelds für ALG-II-Empfänger einge-
spart wird. 

Auch bei der aktiven Arbeitsmarkt-
politik, die gerade Langzeitarbeitslose
fördern soll, kürzt von der Leyen dras-
tisch – im Schnitt um 20 Prozent. Un-
term Strich heißt das: Für Regelsatz -
erhöhung und „Bildungspaket“ veran-
schlagt die Ministerin 950 Millionen
Euro. Dem stehen insgesamt Einspa-
rungen bei den Langzeitarbeitslosen 
im Sparpaket von 2,5 Milliarden Euro
gegenüber. Von der Leyen spart also 
bei den Langzeitarbeitslosen insgesamt
mehr als 1,5 Milliarden Euro ein.  ■

Haushalt ohne soziale Balance
„Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, und
Ihrem Wunschkoalitionspartner
fehlte von Anfang an jede Vorstel-
lung davon, was eigentlich ‚Gemein-
wohl‘ in Deutschland ist“, erklärte
der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel
in der Generaldebatte zum Bundes-
haushalt 2011 im Bundestag. Das sei
einer der Gründe dafür, dass die Bilanz
von einem Jahr Schwarz-Gelb so kata-
strophal ausfalle. Außerdem habe die
Koalition alle ihre wesentlichen Wahl-
versprechen gebrochen. Statt „mehr
Netto vom Brutto“ und Steuersenkun-
gen sorge die Regierung für höhere Kas-

senbeiträge und Zusatzbeiträge. Mehr
Netto vom Brutto gebe es zwar tatsäch-
lich – aber „als Dankeschön an Hoteliers,
reiche Erben und große Konzerne“, so
Gabriel.

Auch der stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD-Bundestagsfraktion Joachim
Poß mahnte mehr Vernunft bei Sparplä-
nen und Haushaltsentwürfen an. Wenn
man das Sparpaket genauer betrachte,
zeige sich, das es wichtige Investitionen
blockiere. „Die Konjunkturpakete laufen
jetzt aus“, so Poß in Richtung Regie-
rungsbank. Gleichzeitig verhindere die
Koalition Milliarden-Investitionen in er-

neuerbare Energien und streiche Mittel
für die Städtebauförderung. „Das alles
ist kontraproduktiv für die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung.“

Carsten Schneider, haushaltspoli-
tischer Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, stellte dem schwarz-gelben
Haushaltsentwurf ein schlechtes Zeug-
nis aus: „Mathematik gerade noch aus-
reichend, Volkswirtschaftslehre, Sozial-
kunde und Ethik mangelhaft und unge-
nügend.“ Was die Bundesregierung vor-
gelegt habe, gehe „einseitig zulasten der
sozial Schwachen, zulasten derer, die sich
nicht wehren können“, so Schneider. ■

FO
TO

: 
C

O
M

P
LI

Z
E/

FO
TO

C
A

SE

Mehr gewürfelt, als gerechnet? Bei der Höhe der neuen Regelsätze fürs Arbeitslosengeld II
und bei der Sozialhilfe war vorher klar, was herauskommen sollte: Sie durften nicht steigen.

Zahlentricks statt PolitikTotal Banane!

Ein Beispiel liefert Marie-Luise
Dött, umweltpolitische Spre-
cherin der Unionsfraktion. Laut
„Financial Times Deutschland“
hält sie die Ansichten des 
umstrittenen US-Klimawandel-
Zweiflers Fred Singer für „sehr,
sehr einleuchtend“. Dött 
befand: Klimaschutz sei eine
„Ersatzreligion“ – keine Wissen-
schaft. Wir meinen: Das 
Bock-zum-Gärtner-Prinzip 
beherrscht Schwarz-Gelb 
erstklassig. 

Baden-Württembergs Minister-
präsident Stefan Mappus
(CDU) rechtfertigt den harten
Polizeieinsatz gegen Gegner des
umstrittenen Bahnhofsbaupro-
jekts S21: Die  Beamten seien
extremst verantwortungsvoll
vorgegangen. Der CDU-MdB 
JoachimPfeiffer unterstellt den
S21-Gegnern sogar: „Es sind
Stasi-Methoden, wie in der Pro-
testbewegung teilweise vorge-
gangen wird.“ Unser Rat: Erst
denken, dann sprechen.

FDP-Generalsekretär Christian
Lindner zeigt einmal mehr das
Ausmaß schwarz-gelber Chaos-
politik. Am 26. September 
feierte die Koalition die neuen
Hartz-IV-Regelsätze als „sach-
lich fundierte Entscheidung“.
Noch vier Tage zuvor sagte
Lindner der „Westdeutschen
Zeitung“: „Wir kennen noch
nicht einmal den Warenkorb,
auf dessen Grundlage gerech-
net wird.“ Wir fragen: Schwarz-
Gelb  beherrscht das Chaos,
aber was sonst?

Eines wundert angesichts der
Murkspolitik von Schwarz-Gelb
nicht – fast alle Ministerien 
stocken ihren Etat für Öffent-
lichkeitsarbeit auf. Ursula von
der Leyen (CDU) will rund 13,2
Millionen Euro für Eigenwer-
bung ausgeben. Ihr folgt Wirt-
schaftminister Rainer  Brüderle
mit sieben Millionen Euro und
Entwicklungsminister Dirk
Niebel (FDP) mit 900 000 Euro.
Merke: Ein besseres „Image“
macht noch keine gute Politik. 

Die Chaos- und   
Klientelpolitik von 
Schwarz-Gelb

geht auch nach der
Sommerpause weiter. 

// „Ein politischer Regelsatz

widerspricht den Vorgaben

des Bundesverfassungsge-

richts. Die Trickserei der 

Regierung bei der Festlegung

der neuen Regelsätze ist uner-

träglich“, kritisiert die arbeits-

und sozialpolitische Spreche-

rin der SPD-Bundestagsfrak-

tion Anette Kramme. //

Die Berechnung der neuen Regelsätze beim Arbeitslosengeld II wirkt politisch 
motiviert – und unterm Strich spart die Koalition sogar bei den Langzeitarbeitslosen.

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de



Bilanz: Ein Jahr Schwarz-Gelb // 3

S
eit 28. Oktober 2009 ist die neue
Bundesregierung im Amt. Der
klägliche Start der schwarz-

gelben „Wunschkoalition“ ließ das
Land monatelang quasi regierungs-
los, während die Koalitionäre sich ge-
genseitig die Schuld für den Stillstand
zuschoben. Doch was „Regieren“ für
das Kabinett Merkel II bedeutet, wur-
de bald klar. Sämtliche Entscheidun-
gen, Gesetze und Initiativen bedienen
Klientel- und Lobbyinteressen. Auf
das so genannte Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz folgte das Sparpaket.
Beide benachteiligen Geringverdie-
ner und belasten die Schwachen.
Gleichzeitig werden Geschenke an die
mächtigen Lobbys verteilt. Ein Jahr
nach dem Regierungswechsel ist klar:
Schwarz-Gelb hat vor allem die Wei-
chen in Richtung Entsolidarisierung
der Gesellschaft gestellt und die so-
 ziale Spaltung unseres Landes voran-
getrieben.

Wer profitiert von welchen
schwarz-gelben Entscheidungen?
Und wer muss die Lasten tragen?

Atompolitik: Schwarz-Gelb kün-
digt den Atomkonsens auf und leitet
den Ausstieg vom Ausstieg ein. Davon
profitieren die vier großen AKW-
Betreiber durch längere Laufzeiten
und einen Geheimvertrag, der ihre
Kosten für Sicherheitsnachrüstungen
begrenzt.

Steuerpolitik: Die Mehrwertsteuer
für Hotelübernachtungen wurde von
19 auf 7 Prozent gesenkt – das führt zu
rund einer Milliarde Euro Minderein-
nahmen für Bund, Länder und Kom-
munen in einer Zeit höchster Finanz-
not. Von diesem Steuergeschenk profi-
tieren die Hoteliers. Pikant: Vor der
Bundestagswahl überwiesen Miteigen-
tümer der Mövenpick-Hotelgruppe 1,1
Millionen Euro an die FDP. 

Zudem wurde die Erbschaftssteuer
umgestaltet. Wer profitiert? Firmener-
ben. Diese müssen sich zwar weiterhin
verpflichten, Arbeitsplätze zu erhalten,
allerdings in weit geringerem Umfang
als bisher.

Gesundheitspolitik: Die Kopfpau-
schale wird von Schwarz-Gelb durch die
Hintertür eingeführt und die Kranken-
versicherung entsolidarisiert. Die stei-
genden Gesundheitskosten sollen aus-
schließlich über die Zusatzbeiträge der
Arbeitnehmer finanziert werden. Profi-
teure sind die Arbeitgeber, deren Anteil
festgeschrieben wird. Darüber hinaus
wird der Wechsel von der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) in die Pri-
vate Krankenversicherung (PKV) er-
leichtert, die Wahlfreiheit der GKV-
Versicherten eingeschränkt. Allein die
privaten Krankenversicherungen profi-
tieren von dieser „Gesundheitsreform“.
Auch die Kosten für  Arzneimittel wer-
den neu geregelt. Einsparungen durch
so genannte Nutzenbewertungen wird
es nicht geben. Vielmehr profitiert die
Pharmalobby: Die Pharmaindustrie kann
die Preise für Arzneimittel mit nach-
gewiesenem „Zusatznutzen“ weiterhin
völlig frei festlegen. Die Krankenkassen
werden auch im Bereich der Rabattver-
handlungen gegenüber der Pharmain-
dustrie benachteiligt – die Kosten tra-
gen die Patienten.

Familienpolitik: Zwar wurde 2010
das Kindergeld um 20 Euro monatlich
erhöht. Die 1,8 Millionen Kinder von

ALG-II-Empfängern profitieren davon je-
doch nicht, da das Kindergeld nun voll
auf das ALG II angerechnet wird. 

Rückschritte auch beim Elterngeld:
Statt wie versprochen die Zahl der Part-
nermonate zu erhöhen, wird das Eltern-
geld für Familien, die Arbeitslosengeld
II beziehen, komplett gestrichen.

Arbeitsmarktpolitik: Darüber hinaus
„spart“ Schwarz-Gelb bei Geringverdie-
nern und Arbeitslosen. Die Zuschüsse
zur Rentenversicherung von  Arbeitslo-
sengeld-II-Empfängern werden gestri-
chen. Damit wird Altersarmut beför-
dert. Die Zuschüsse zu Heizkosten für
Wohngeldempfängerinnen und -emp-
fänger, die erst im vorigen Jahr einge-
führt wurden, werden gestrichen. Ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen wie
Bildungsgutscheine und Fortbildungs-
maßnahmen für Arbeitslose werden
reduziert – künftig sollen die Arbeits-
agenturen nach Ermessen darüber ent-
scheiden können. Schließlich fallen die
Zuschläge beim Übergang vom Ar-
beitslosengeld I zum ALG II weg, die die
finanziellen Einbußen für zuvor Be-
rufstätige abfederten. ■
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Von Joachim Poß,  amtierender
Vorsitzender der SPD-Bundes-
tagsfraktion

Die Bilanz von zwölf Monaten
Schwarz-Gelb ist eindeutig:
Noch nie in der bundesdeut-
schen Geschichte hat sich eine
Regierung so blamiert und die
Bürgerinnen und Bürger, vor
allem die Arbeitnehmermitte
der Gesellschaft derart belogen
und betrogen. Auf das Regie-
rungsversagen folgte der Ab-
sturz Merkels im Vertrauen der
Menschen. Schwarz-Gelb hat
noch eine Mehrheit im Bundes-
tag, aber keine Mehrheit mehr
in der Gesellschaft.
Merkel versprach „mehr Netto
vom Brutto“. Für die breite
Mehrheit der Beschäftigten und
der Rentner eine glatte Lüge. Die
große Steuerreform hat Merkel
beerdigt. Nach einem Jahr ist
klar: Wer nicht zur schwarz-
gelben Klientel gehört, muss
draufzahlen. Steigende Abgaben
und unbegrenzte Zusatzprämien,
steigende Gebühren in den
Kommunen zehren eine kleine
Erhöhung des Kindergelds mehr
als auf. Das Risiko steigender
Gesundheitskosten tragen ge-
setzlich Versicherte allein. Hinzu
kommen die Blockade von 
Mindestlöhnen und Täuschungs-
manöver bei der Leiharbeit. Wer
sich Illusionen gemacht hat,
weiß es jetzt besser: Arbeitsmi-
nisterin von der Leyen tut nichts
für Arbeitnehmer.
Jubeln dürfen die Spender und
Lobbyisten von Union und FDP.
Das war ihr Jahr: Steuerprivile-
gien für Hoteliers, Erben und
Unternehmen, die Gewinne 
verlagern, keine Finanztrans-
aktionssteuer für Spekulanten,
Milliarden für die Atomlobby.
Aber selbst die Industrie ist un-
zufrieden. Denn Deutschland
steckt fest. Schwarz-Gelb spaltet
die Gesellschaft. Von Aufbruch
und Verantwortung keine Spur.
Das System Merkel ist in der
Krise. Wir brauchen eine andere
Politik. ■

Merkels Wortbruch

Mehr zu allen Themen:

www.spdfraktion.de

Ein Jahr Klientelpolitik,
Verunsicherung, Spaltung
Beschäftigte, Familien und Arbeitslose bezahlen die Geschenke 
an Hoteliers, Pharmaindustrie und Atomlobby.

Ein Jahr schwarz-gelbe Bundesregierung: gute Zeiten für Lobbyisten, 
schlechte Zeiten für Beschäftigte, Familien, Kinder und Arbeitslose



4 // Arbeitswelt

D
ie deutschen Maßnahmen zur
Krisenbewältigung fanden auch
international viel Zuspruch: Die

OECD lobte das deutsche Modell der
 geförderten Kurzarbeit als „internatio-
nales Vorbild“, und die EU-Kommission
bescheinigte den deutschen Konjunk-
turprogrammen, sie hätten ein „hohes
Potenzial, die Nachfrage zu stimulie-
ren“. Nur einer konnte sich mit den
Maßnahmen nie anfreunden: der da-
malige wirtschaftspolitische Sprecher
der FDP-Bundestagsfraktion. „Die Wirt-
schaftskrise wird sich damit nicht meis-
tern lassen“, sagte Rainer Brüderle noch
2009. Heute ist er Bundeswirtschaftsmi-
nister und feiert den „XL-Aufschwung“
als Erfolg seiner Politik. Doch die Archi-
tekten des Aufschwungs sind andere.

Mit wirtschaftlicher Vernunft, dem
Mut zu ungewöhnlichen Maßnahmen
und schnellem Handeln hat vor allem
die SPD in der Großen  Koalition
Deutschland sicher durch die Krise ge-
bracht. Von der Union war nichts zu 
hören. So ging etwa die Initiative für die
vereinfachte, geförderte Kurzarbeit von
der SPD aus. Olaf Scholz, der damali-
ge Bundesarbeitsminister und heutige
stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, hat mit diesem 
innovativen Konzept dafür gesorgt, 
dass möglichst viele Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer möglichst lange
ihre Stelle behalten konnten, statt von
den Unternehmen vor die Tür gesetzt zu
werden. Das war nicht nur die Basis da-
für, dass Deutschland in puncto Arbeits-
losenzahlen relativ glimpflich durch die
Krise gekommen ist – das ist auch eine
Basis für den heutigen Aufschwung: Die
Kurzarbeit hat geholfen, Fachkräfte im
Unternehmen zu halten, statt sie zu ent-
lassen. Die deutsche Wirtschaft startet
so nach der Krise ohne Know-how-
Verlust neu durch.

Schwarz-Gelb schmückt sich bei der anziehenden Konjunktur mit fremden Federn.

Aufschwung: Der Erfolg der SPD

Auch die Konjunkturprogramme, die 
im Wesentlichen aus der Feder des da-
maligen Vizekanzlers und heutigen Vor-
sitzenden der SPD-Bundestagsfraktion
Frank-Walter Steinmeier stammen, ha-
ben ihre Wirkung gezeigt. Der Konsum
ist in Deutschland keineswegs so ein-
gebrochen wie andernorts. Branchen,
die von den Krisenfolgen sonst beson-
ders hart getroffen worden wären,
konnten ihre Stärken ausspielen – etwa
die Automobilbranche durch die Um-
weltprämie und die Baubranche durch
das kommunale Investitionsprogramm.

Nicht zuletzt funktioniert ein Auf-
schwung der Realwirtschaft nur mit ge-
sicherten Rahmenbedingungen in der
Finanzwirtschaft. Der Super-GAU auf
den Finanzmärkten wurde auch des-
halb verhindert, weil Deutschland unter
dem damaligen Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück schnell und besonnen

die richtigen Entscheidungen getroffen
hat, während vor allem die FDP die Fi-
nanzbranche vor staatlichen Eingriffen
verschonen wollte. Auch national ha-
ben Steinbrück und die SPD-Bundes-
tagsfraktion mit der Einrichtung von
„Bad Banks“ die richtigen Weichen ge-
stellt. Die „Bad Banks“ haben dafür ge-
sorgt, dass die deutschen Finanzinstitu-

te die Unternehmen wieder mit Kredi-
ten versorgen konnten, statt Geld für to-
xische Schrottpapiere hinterlegen zu
müssen. Natürlich darf Brüderle sich
über den Aufschwung freuen – dazu
beigetragen hat er nichts. ■

Entgegen der Entwicklung in anderen
westlichen Industrienationen und dem
Trend in der EU begannen die  Arbeits -
losenzahlen in Deutschland bereits Mitte
2009 zu sinken – deutlich vor dem  Amts -
antritt der heutigen Bundesregierung.

Gehören zu den Architekten des heutigen Aufschwungs: der Vorsitzende und der
 stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, Frank-Walter Steinmeier 
(l.) und Olaf Scholz. Gemeinsam mit Peer Steinbrück sorgten sie im Kabinett für die 
richtigen Weichenstellungen.

Quartalsweise* Entwicklung 
der Arbeitslosenquote 
(Index: 3. Quartal 2008 = 100)

*jeweils zum Quartalsende Quelle: EUROSTAT

Sicher durch die Krise
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Nachgefragt

Der Min-
destlohn
stoppt
Lohndum-
ping –
Franz-Josef
Möllenberg,
Vorsitzen-
der der Ge-

werkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG) nennt drei
gute Gründe für einen gesetzli-
chen Mindestlohn.

1. Immer mehr Beschäftigte sind
nicht mehr durch Tarifverträge
geschützt und ungeschützt dem
Lohndumping ausgesetzt. In
Branchen wie dem Bäckerhand-
werk und der Fleischwirtschaft
verweigern die Arbeitgeber den
Abschluss von Flächentarifver-
trägen. Im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe entziehen sie sich der
Tarifbindung.
2. Es ist ein Skandal, dass die Steu-
erzahler die Unternehmen seit
2005 mit 50 Milliarden Euro sub-
ventioniert haben und die Ausga-

ben für „Aufstocker“ beim ALG II
kontinuierlich steigen. Mit der ge-
planten Heraufsetzung der Hin-
zuverdienstgrenzen wird dies
weiter forciert. Immer mehr Men-
schen können mit ihrer Arbeit
ihre Existenz nicht mehr sichern.
Der Niedriglohnsektor breitet sich
unreguliert weiter aus. Mit einem
gesetzlichen Mindestlohn von
8,50 Euro können der Staatshaus-
halt entlastet und die Binnenkon-
junktur gestärkt werden.
3. Angesichts der vollen Arbeit-
nehmerfreizügigkeit in der EU ab
Mai 2011 wird es immer dringli-
cher, dass dem Lohndumping
Grenzen mit einem gesetzlichen
Mindestlohn gesetzt werden. In
allen europäischen Ländern –
außer in Zypern und Deutsch-
land – gibt es diese Grenzen. 
In Dänemark, Frankreich und
Belgien gilt Deutschland als 
„Billiglohnland“. Dort werden 
Arbeitsplätze etwa in der Fleisch-
branche vernichtet, weil deutsche
Arbeitgeber nicht tarifgebunden
sind. ■

„Durch befristete Jobs wird Arbeit-
nehmern jede Lebensplanung un-
möglich gemacht“, sagt Anette
Kramme, Sprecherin der Arbeits-
gruppe Arbeit und Soziales der SPD-
Bundestagsfraktion. „Sie bekommen
keine Kredite, können nur unter gro-
ßen Unsicherheiten Familienplanung
betreiben und müssen ständig nach
neuen Jobs schauen, statt sich moti-
viert in den aktuellen einzuarbeiten.“

Jeder zehnte Arbeitsvertrag und 
sogar jedes zweite neu geschlossene
Arbeitsverhältnis ist heute befristet.
Auch die Zahl der „sachgrundlosen Be-
fristungen“ steigt. Das sind Befristun-
gen, die ohne einen Grund wie einer 
Elternzeitvertretung gesetzt werden.

Die SPD-Bundestagsfraktion will die-
sen Trend stoppen und die Möglichkei-
ten für sachgrundlose Befristungen
von Arbeitsverträgen streichen.

Die Wirtschaft behauptet zwar oft,
befristete Stellen hätten eine Brücken-
funktion hin zu einer Festanstellung –
doch dieses Argument ist jetzt wider-
legt. Eine Expertenanhörung im Bun-
destag zum Antrag „Langfristige Per-
spektive statt sachgrundlose Befris-
tung“ der SPD-Bundestagsfraktion hat
ergeben: Der Übergang in eine Festan-
stellung ist eher die Ausnahme als die
Regel. „Befristungen sind kein Beschäf-
tigungsmotor“, so Kramme. „Sie müs-
sen abgeschafft werden. Das gehört zur
Fairness im Arbeitsleben.“ ■

Befristungen stoppen
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Wie weiter mit der Rente mit 67? 
Im Herbst muss die Regierung 
erstmals einen Bericht zur 
Beschäftigungssituation  Älterer
vorlegen.
Nur wenn die Beschäftigungssituation
älterer Arbeitnehmer sich tatsächlich
verbessert hat, kann ab 2012 mit der
stufenweisen Anhebung des Renten-
eintrittsalters begonnen werden. Das
war für uns beim Beschluss der Rente
mit 67 ein immens wichtiges Krite -
rium. Diese Prüfung nehmen wir sehr
ernst. So wie es derzeit aussieht, gehe
ich nicht davon aus, dass sich die Si-
tuation in den nächsten Wochen dra-
matisch verbessern wird. Das bedeu-
tet: Wir werden eine Gesetzesände-
rung in den Bundestag einbringen, um
die Anhebung des Renteneintrittsal-
ters auszusetzen. 
Zeichnet sich nicht schon jetzt ab,
dass die Bundesregierung dabei mit
geschönten Zahlen arbeitet?
Natürlich, die Bundesregierung nimmt
bei der Erwerbsquote alles mit rein –
auch Ein-Euro-Jobs oder Mini-Jobs, bei-
des keine sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnisse. Es wer-
den sogar Minijobs von Rentnerinnen
und Rentner berücksichtigt, die von ih-
rer Rente allein nicht leben können. Uns
geht es vor allem darum, dass Beschäf-
tigte die Regelaltersgrenze tatsächlich
auch aus Arbeit heraus erreichen kön-
nen. Und das ist leider heute oft nicht
der Fall.
Um die Rente zukunfts- und
 armutsfest zu machen, ist da nicht
mehr notwendig als ein neues
 starres Renteneintrittsalter?
Auf alle Fälle. Unser Rentenkonzept ist
deshalb auch wesentlich umfassender:
Wir schlagen eine ganze Reihe von
Maßnahmen vor, die in den letzten vier
Jahren von zwei Kommissionen unter
meiner Leitung erarbeitet wurden. Da-
zu gehören zum Beispiel flexible Über-
gänge in die Rente oder auch die Kom-
pensation von möglichen Abschlägen
durch Zusatzbeiträge, die nicht nur von
den Beschäftigten, sondern auch von
den Arbeitgebern getragen werden. So
könnten beispielsweise über Tarifver-
träge in Branchen, in denen viele schon
das Renteneintrittsalter von heute nicht
erreichen, Regelungen geschaffen wer-
den, die es den Beschäftigten ermögli-
chen, ohne Abschläge früher in Rente zu
gehen. Wir wollen auch eine Aufwer-
tung der Teilrente, die bislang kaum in
Anspruch genommen wird. Vor allem
wollen wir einen Rechtsanspruch auf 
einen sozial versicherten Job für alle
über 60-Jährigen. Viele Ältere können
zwar ihren bisherigen Beruf nicht mehr
ausüben, aber ihre Erfahrungen in an-
deren Bereichen einbringen. Jobs für sie
gibt es bisher viel zu wenig.
Viele schaffen es nicht bis 65. Wie
wichtig ist vor diesem Hintergrund
alternsgerechtes Arbeiten?

Arbeitsbedingungen zu schaffen, die es
ermöglichen, länger in Arbeit zu blei-
ben, sind Bestandteil unseres Konzep-
tes. Wir brauchen eine neue Offensive
zur Humanisierung der Arbeitswelt. Da
sind sowohl die Gewerkschaften als
auch die Arbeitgeber gefordert. Wir
können es uns – auch aufgrund des ab-
sehbaren Fachkräftemangels – künftig
nicht mehr erlauben, dass Menschen
durch Arbeit verschlissen und dann
aussortiert werden. In ein paar Jahren
werden wir auf alle angewiesen sein.
Arbeit darf nicht krank machen, die Be-
lastungen durch Arbeit müssen so ge-
ring wie möglich sein, und für diejeni-
gen, die bereits eine Beeinträchtigung
haben, muss es Arbeitsplätze geben,
die so gestaltet sind, dass sie teilhaben
können. 
Lässt es die aktuelle  Gesundheits -
politik der Bundesregierung 
überhaupt zu, dass Beschäftigte 
gesund in Rente gehen können?
Nein, allein die Gesetzentwürfe machen
schon krank. Diese Koalition ist sich für
nichts zu schade. Die Versicherten in der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
werden die Melkkühe der Nation, wäh-
rend die Klientel von FDP und CDU/CSU
bedient wird – erst die Pharmaindustrie,
danach die Private Krankenversicherung

(PKV). So wird der Wechsel in die PKV 
für junge, gesunde Beschäftigte erleich-
tert, und Zusatzversicherungen sollen
künftig nur noch die Privaten anbieten
können. Die Gesetzlichen sollen ihnen
die Versicherten zuführen, und die PKV
sahnt dann die Kohle ab. Letzter Knüller:
Gesundheitsminister Rösler will, dass
gesetzlich Versicherte künftig beim Arzt
wie privat Versicherte in Vorkasse zah-
len. Das ist die Lizenz zum Gelddrucken
für die Ärzte. Ich rate jedem davon ab,
sich darauf einzulassen.
Weshalb ist Vorkasse so verwerflich?
Führt der Arzt unnötige Behandlungen
durch oder berechnet er mehr als den
üblichen Satz, bleibt der Patient auf
den Kosten sitzen. Auszuschließen ist
auch nicht, dass dann diejenigen eher
einen Arzttermin bekommen, die in
Vorkasse gehen – genau wie Privatpa-
tienten. Menschen mit kleinen Ein-
kommen, die sich keine Vorkasse leis-
ten können,  haben das Nachsehen. So
entsteht in Deutschland eine Drei-
Klassen-Medi zin. Es ist unglaublich,
was die Koalition sich in der Gesund-
heitspolitik leistet. Dazu noch die Kopf-
pauschale, die  Beitragserhöhung – die
Versicherten werden geschröpft, die
Klientel wird  bedient. Das ist keine
nachhaltige Gesundheitspolitik, das ist

keine solide  Finanzierung der Gesetz -
lichen Krankenversicherung, sondern
das ist Murks hoch drei. Man kann sich
nur wünschen, dass dieser schwarz-
gelbe Spuk in der Gesundheitspolitik
bald ein Ende hat. 
Was ist eure Alternative?
Wir brauchen über alle Zweige der So-
zialversicherungen eine Bürgersozial-
versicherung. Die Koppelung der Versi-
cherungspflicht an das Kriterium ab-
hängige Beschäftigung ist heute nicht
mehr zeitgemäß. Die Erwerbsverläufe
sind vielfältiger geworden, der Wechsel
zwischen abhängiger, freiberuflicher
und selbstständiger Arbeit nimmt zu.
Wir brauchen soziale Sicherungssyste-
me, die unabhängig vom Erwerbsstatus
sind. Wir brauchen eine Finanzierung,
die alle Einkommen mit einbezieht –
nicht nur Löhne, Gehälter und Renten.
90 Prozent der Menschen lehnen die
Kopfpauschale ab. Viele halten die ge-
setzliche Rentenversicherung für die
beste Altersvorsorge. Statt wie Schwarz-
Gelb die Sozialversicherungssysteme
schlecht zu reden, geht es darum, das
Solidarsystem zu stärken und die Soli-
darität verbreitern. ■
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Ob bei der Rente oder in der Gesundheitsvorsorge – mit ihrer Politik gefährdet die
 Bundesregierung das bewährte Solidarsystem in den deutschen Sozialversicherungen.
Sozial gerechte Alternativen der SPD stellt Elke Ferner, stellvertretende Vorsitzende 
der SPD-Bundestagsfraktion, im Interview vor.  

»Allein die  Gesetz entwürfe
machen schon krank«

Mehr zum Thema:

www.spdfraktion.de
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R
olf Martin Schmitz hat der De-
mokratie einen – wenn auch 
sicherlich ungewollten – Dienst

erwiesen. Das RWE-Vorstandsmitglied
verplapperte sich und machte so den
Geheimvertrag zwischen Bundesre -
gierung und den vier großen Atom-
konzernen öffentlich. Seitdem ist klar:
Die Laufzeitverlängerungen der Atom-
kraftwerke (AKW), immerhin zentraler
Bestandteil des schwarz-gelben „Ener-
giekonzepts 2050“, sind mit der Atom-
lobby ausgekungelt – auf Kosten der
Sicherheit und zu Lasten erneuerbarer

Energien und regionaler Energiever-
sorger.

Einige Beispiele: Die Liste der Sicher-
heitsanforderungen an Atommeiler sol-
len die Betreiber erst „mittel- bis lang-
fristig“ umsetzen, geplante bauliche
Schutzmaßnahmen gegen Flugzeugab-
stürze wurden gestrichen und die Aus-
gaben für die Nachrüstung pro AKW
gedeckelt. Resümee der SPD-Bundes-
tagsfraktion: „Profitgier vor Sicherheit“.

Denn gleichzeitig hat sich die Atom-
lobby im Deal mit der Bundesregierung
erfolgreich selbst die Steuern gesenkt:

Die Brennelementesteuer wurde im
Sinne der AKW-Betreiber umgestaltet.
„Hier ist Schwarz-Gelb vor der Atom-
lobby eingeknickt“, erklärt Marco 
Bülow, stellvertretender energiepoliti-
scher Sprecher der Bundestagsfraktion.
Statt die Steuer – wie geplant und von
der SPD-Bundestagsfraktion gefordert –
unabhängig von den AKW-Laufzeiten
und unbefristet zu erheben, wird die
Steuer nun befristet und um ein Drittel
günstiger ausfallen.
Nahtlos daran schließen weitere Punkte
des Energiekonzepts der Bundesregie-
rung an. Denn auch im Bereich der Er-
neuerbaren Energien werden die Inte-
ressen der Energieriesen bedient: Durch
Kürzungen werden in den Bereichen
Biomasse, Fotovoltaik und Windkraft
Arbeitsplätze massiv gefährdet. Ledig-
lich Biomasse-Großanlagen und Off-
Shore-Windradanlagen auf hoher See
werden weiterhin gefördert. Auch hier
profitieren die großen Energiekonzerne:
Sie sind im Hinblick auf große Anlagen
und Off-Shore-Windkraft kleineren An-
bietern überlegen. Insgesamt stärken
die Entscheidungen die Monopolstel-
lung der Energieriesen im regionalen
Strommarkt, kritisiert Ulrich Kelber,
stellvertretender Vorsitzender der SPD-
Bundestagsfraktion. Andere Energiever-
sorger würden an den Rand gedrängt.
Statt mehr Wettbewerb, fairen Preisen
und einer Erneuerung des Energiesys-
tems wird so das Gegenteil erreicht.
Auch im Bereich Klima- und Umwelt-
schutz enttäuscht das Energiekonzept.
Schwarz-Gelb nehme „5000 Tonnen
zusätzlichen Atommüll für die nachfol-
genden Generationen in Kauf“, kriti-
siert Kelber. Und wie die Koalition die
deutschen Klimaschutzziele überhaupt
noch erreichen will, ist der SPD-Fraktion
gänzlich unklar: „Alles, was im ‚Ener-
giekonzept‘ steht, ist unverbindlich“,
bemängelt Frank Schwabe, klimapoliti-
scher Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion. ■
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Meldungen

Die SPD-Bundestagsfraktion hat
nach umfassenden Beratungen mit
Wissenschaftlern, Gewerkschaften,
Umwelt- und Wirtschaftsverbänden
den Rahmen für ein nationales 
Klimaschutzgesetz beschlossen und
dem Bundestag und der Bundesre-
gierung vorgelegt. Der Entwurf, der
sich am britischen Climate Change
Act orientiert, wurde am 7. Oktober
im Bundestag diskutiert. Ziel des Kli-
maschutzgesetzes ist es, die Vorreiterrol-
le Deutschlands und Europas im Bereich
des Klimaschutzes zu festigen. Dazu
muss die Verbindlichkeit von Umwelt-
zusagen gestärkt werden. Eine höhere

Verbindlichkeit von Klimazielen ist eine
der Lehren aus dem im Dezember ge-
scheiterten Klimagipfel in Kopenhagen.
Deshalb fordert die SPD die Festlegung
verbindlicher Werte für die Reduktion
der Kohlenstoffemissionen, und zwar
auch langfristig über 2020 hinaus. „Der
Weg zur kohlenstoffarmen Gesellschaft
muss konsequent beschritten werden –
national und international“, so Frank
Schwabe, klimapolitischer Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion, in der Bundes-
tagsdebatte.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert
die Bundesregierung auf, einen Gesetz-
entwurf vorzulegen. Darin sollen ver-

bindliche Werte zur CO2-Ausstoß-
Minderung festgelegt werden – minus
40 Prozent bis 2020 und minus 95 Pro-
zent bis 2050 (gegenüber den Werten
von 1990). 

Darüber hinaus ist eine Berichts -
pflicht der Regierung an Parlament und
Öffentlichkeit vorgesehen sowie die
Schaffung eines unabhängigen und
nicht-weisungsgebundenen Gremiums
zur Überwachung der Klimaziele. Im Fal-
le der Verfehlung von Klimazielen wird
die Bereitstellung zusätzlicher Mittel ge-
fordert. Schließlich soll sich die Bundes-
regierung für ein EU-weites Klima-
schutzgesetz stark machen. ■

Klimaschutzgesetz – Lehren aus Kopenhagen

5000 Tonnen 
mehr Atommüll 
Schwarz-Gelb macht einen Geheimdeal 
mit den Atomkonzernen – darin geht Profit
eindeutig vor Sicherheit.

Rund 100 000 Menschen demonstrierten am 18.September in Berlin gegen die schwarz-
gelbe Atompolitik, darunter Andrea Nahles, Sigmar Gabriel und Wolfgang Thierse (v.l.).

Gorleben: Erkundung
wieder aufgenommen
Während der Gorleben-Unter-
suchungsausschuss weiterhin
Zeugen vernimmt, hat die Bun-
desregierung die Erkundung
des Salzstockes Gorleben als
 alleiniges Endlager wieder auf-
genommen. Dies schaffe Fakten
und dokumentiere die Respekt-
losigkeit der Bundesregierung
vor dem Deutschen Bundestag,
so Ute Vogt, SPD-Obfrau im
 Untersuchungsausschuss. 
Dessen Aufgabe ist es, zu prü-
fen, ob es bei der Entscheidung
für Gorleben als alleiniges 
Endlager für Atommüll in den
1980er Jahren zur Beeinflus-
sung von Wissenschaftlern
durch die Politik gekommen ist.
Die Eile der schwarz-gelben
 Regierung, die Erkundung Gor-
lebens voranzutreiben, hat die
der Verlängerung der AKW-
Laufzeiten zum Hintergrund :
Die Atomkonzerne brauchen
Gorleben als „Entsorgungsnach-
weis“ für längere Laufzeiten. ■

Kohlekompromiss 
Die EU-Kommission hat im Juni
eine neue Beihilferegelung für
die Steinkohle vorgeschlagen.
Setzt sie sich durch, gibt es ab
2014 europaweit keine Beihil-
fen für die Steinkohle mehr. Das
würde das vorzeitige Aus für
die deutschen Zechen bedeuten.
„Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, den Steinkohlekom-
promiss von 2007 auf europäi-
scher Ebene nicht in Frage zu
stellen“, erklärt SPD-Fraktions-
vize Hubertus Heil. Dieser sieht
vor, den subventionierten Stein-
kohlebergbau nicht vor 2018
 sozialverträglich auslaufen zu
lassen. Wichtiger Bestandteil
des Kohlekompromisses ist eine
Revisionsklausel. Danach soll
das Ende des deutschen Stein-
kohlebergbaus 2012 unter 
aktuellen ernergiepolitischen
Aspekten noch einmal ergeb-
nisoffen überprüft werden. 
„Ein früherer Ausstieg aus dem
Steinkohlebergbau wäre ein 
unvertretbarer Vertrauensbruch
gegenüber den Beschäftigten
im Steinkohlebergbau und sei-
ner Zulieferindustrie“, so Heil.
Die Bundesregierung müsse
sich in Brüssel dafür einsetzen,
dass das Steinkohlefinanzie-
rungsgesetz in der bisherigen
Form weiter Bestand hat. ■

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de
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wieder eingestellt worden. Die Minis-
terin will damit zwar einen besonders
perfiden Fall von Leiharbeits-Missbrauch
verbieten. Angesichts der Verwerfun-
gen aber, für die die Leiharbeit inzwi-
schen am Arbeitsmarkt sorgt, nennt IG
Metall-Vize Detlef Wetzel von der Ley-
ens Entwurf nicht mehr als ein „Beruhi-
gungszäpfchen“.

Die SPD-Bundestagsfraktion nimmt
die Belange der Beschäftigten ernst.

E
ndlich werden Leiharbeiterinnen
und Leiharbeiter ebenso entlohnt
wie ihre Kolleginnen und Kollegen

aus der Stammbelegschaft – zumindest
in einer Branche. Die IG  Metall schaffte
Ende September in der nordwestdeut-
schen Stahlindustrie den Durchbruch:
Mit einem Tarifabschluss, der das Equal-
Pay-Prinzip umsetzt und gleiche Bezah-
lung für Leiharbeitnehmer festschreibt.
Damit haben die  Sozialpartner in der
Stahlbranche Verantwortung für die Be-
schäftigten in der Leiharbeit gezeigt –
anders als die Bundesregierung. Anette
Kramme, arbeits- und sozialpolitische
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion,
gratulierte der IG Metall zum wegwei-
senden Tarifabschluss, ergänzte aber:
„Leider sind nicht alle Branchen so ver-
handlungsstark wie die Stahlindustrie.“
Deshalb müsse „die Regierung per Ge-
setz dort handeln, wo andere Lösungen
nicht möglich sind“.

Entschlossene Worte findet Bundes-
arbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) immer wieder – entschlossenes
Handeln gegen den Missbrauch der
Leiharbeit hat sie bisher nicht gezeigt.
Zwar liegt ihr Entwurf für ein geän -
dertes Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
vor: Der verhindert aber nicht, dass Leih-
arbeit zu Lohndumping missbraucht
wird – weil Leiharbeitskräfte weiterhin
schlechter bezahlt werden dürfen als
ihre fest angestellten Kollegen. Der Ent-
wurf geht auch nicht wirksam dage-
gen vor, dass immer größere Teile der
Stammbelegschaften durch Leiharbeit-
nehmer ersetzt werden. Stattdessen
präsentiert von der Leyen le diglich eini-
ge – wenig wirksame – Maßnahmen ge-
gen Fälle wie beim Discounter „Schle-
cker“: Dort waren Fest-an gestellte ent-
lassen und dann als Leiharbeitnehmer

Mit dem Antrag „Fairness in der Leih-
arbeit“ setzt sie auf deutliche rechtli-
che Verbesserungen statt bloßer Wil-
lensbekundungen. Leiharbeit soll als
sinnvolles Instrument zur Abdeckung
kurzfristiger Auftragsspitzen und als
mögliches Sprungbrett in ein Normal-
arbeitsverhältnis erhalten bleiben –
Tarifflucht und Lohndumping müssen
aber gestoppt werden. Die SPD-Frak -
tion fordert deshalb unter anderem:

Z
ur Erreichung und Umsetzung
der Millenniumsziele, die 2000
von den Vereinten Nationen (UN)

beschlossen wurden, haben sich die In-
dustrienationen verpflichtet, ihre Zah-
lungen für Entwicklungspolitik bis 2015
auf 0,7 Prozent des Bruttonational -
einkommens zu erhöhen. Deutschland
ist davon noch weit entfernt, und
Schwarz-Gelb kürzt nun weiter die 
Gelder. 

Zwar hat die Kanzlerin internatio-
nal versprochen, den deutschen Beitrag
2010 auf 0,51 Prozent zu erhöhen, im
Haushalt sind jedoch nur 0,4 Prozent
dafür vorgesehen. „Es passt nicht zu-

sammen, wenn man solche Zusagen
macht, aber gleichzeitig die dafür not-
wendigen Mittel verweigert“, kritisiert

Sascha Raabe, entwicklungspolitischer
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion.
Nach der Finanzplanung des Bundes ist

ab 2012 sogar eine Senkung der Mittel
vorgesehen. Somit rückt die Erreichung
des deutschen Beitrags für 2015 in Hö-
he von 0,7 Prozent in weite Ferne.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert
mehr Mut, mehr Glaubwürdigkeit und
mehr Entschlossenheit von der deut-
schen Regierung, um das 0,7-Prozent-
Ziel noch zu schaffen. Dazu gehören
auch innovative Finanzierungsstrate-
gien – wie etwa Einnahmen aus einer
Finanztransaktionssteuer in der Ent-
wicklungspolitik einzusetzen. ■

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert „Gleichen Lohn für gleiche Arbeit“ – die Stahlbranche macht es vor.

Leiharbeit: Missbrauch stoppen

Positiv können Leiharbeiter in der Stahlbranche in die Zukunft blicken: 
Die IG Metall hat für sie den Equal-Pay-Grundsatz erstritten.

Mehr Engagement...

... fordert die SPD-Bundestags-
fraktion von der Bundesregie-
rung in puncto Finanztransak-
tionssteuer. Denn eine Exper-
tenanhörung zur geplanten
Bankenabgabe der Bundesre-
gierung im Bundestag hat ge-
zeigt: Nicht ein Experte hielt
die Abgabe für ausreichend,
um künftig auch nur eine ein-
zige in Schieflage geratene 
systemrelevante Bank retten
zu können. Damit hat sich die
Behauptung der Bundesregie-
rung endgültig erledigt, die
Bankenabgabe sei eine faire
und „substanzielle“ Beteili-
gung der Banken an der Stabi-
lisierung der Finanzmärkte.
Die SPD-Bundestagsfraktion
fordert die Koalition deshalb
auf, Diskussionen um mögli-
che Alternativmodelle zu stop-
pen und endlich national und
international das umzusetzen,
was Kanzlerin und Finanzmi-
nister inzwischen zur Position
der Bundesregierung erklärt
haben: die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer. ■

Mehr zu allen Themen:

www.spdfraktion.de

Nur während einer sehr kurzen Einar-
beitungszeit soll es künftig erlaubt
sein, Leiharbeitern einen niedrigeren
Lohn zu zahlen. Danach muss ohne
Wenn und Aber gelten: Gleiches Geld
für gleiche Arbeit. Eine Forderung, 
die auch die DGB-Gewerkschaften seit
langem haben – und die immer mehr
Unterstützung findet: Erst kürzlich 
hat der Deutsche Juristentag die
Schlupflöcher im Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz kritisiert, mit denen
der Equal-Pay-Grundsatz umgangen
werden kann. ■

Schwarz-Gelb hält Zusagen zur Erreichung der Millenniumsziele nicht ein.

Armut schafft sich nicht selbst ab

Millenniumsziele

Im Jahr 2000 haben die UN-Staa-
ten gemeinsam acht Millenniums-
entwicklungsziele beschlossen.
Zentrales Anliegen war die Halbie-
rung von Hunger und Armut in der
Welt bis 2015. Im September luden
die UN nach New York zum Millen-
niumsgipfel, um Zwischenbilanz
zu ziehen. Die fällt zwiespältig aus.

In einigen Bereichen – etwa bei 
der Bekämpfung des Hungers und
der Kindersterblichkeit oder der
Einführung der Grundschulbil-
dung für alle Kinder – sind kleine
Fortschritte zu erkennen. Insge-
samt sind aber noch immense 
Anstrengungen notwendig, um
die Ziele bis 2015 zu erreichen. ■
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Versicherte zahlen alle neuen Kosten, Wirtschaft ist fein raus.

Auch bei der Gesundheit:
Klientelpolitik pur

E
rst das Gesundheitswesen vor 
die Wand fahren lassen – und
dann den Sanitäter spielen. Das ist

es, was uns FDP-Gesundheitsminister
 Philipp Rösler derzeit vormachen will.
Bei Amtsübernahme der schwarz-gel-
ben Bundesregierung hatte die Gesetzli-
che Krankenversicherung (GKV) noch
ein  Finanzpolster von 1,8 Milliarden
Euro, es folgte ein Jahr schwarz-gelber
Tatenlosigkeit. Jetzt beklagt die Koali-
tion das vorhandene Defizit und bittet
zur Kasse. Schon zum Jahreswechsel
kommt auf die Beitragszahler eine An-
hebung der Beitragssätze von 14,9 auf
15,5 Prozent zu. Aber damit nicht genug.
Die gesetzlich Versicherten sollen künf-
tige Kostensteigerungen im Gesund-
heitswesen völlig alleine tragen: Denn
der Beitragssatz der Arbeitgeber wird 
ab 2011 eingefroren. Gleichzeitig führt
Schwarz-Gelb mit Zusatzbeiträgen in be-
liebiger Höhe die Kopfpauschale durch
die Hintertür ein. Eine Zeitenwende:
„Das, was die Regierung beschließt, ist
das Ende des solidarischen Gesund-
heitssystems“, warnt Karl Lauterbach,
Sprecher der Arbeitsgruppe Gesundheit
der SPD-Bundestagsfraktion.

Zwar werden die Koalitionäre nicht
müde zu erklären, es werde einen  So -
zialausgleich geben, wenn der Zusatz-
beitrag zwei Prozent des Bruttoeinkom-
mens übersteigt. Doch das ist eine Farce:
Schon bei einer Kopfpauschale von
20 Euro monatlich würde ein Arbeit-
nehmer, der auch nur einen Cent mehr
verdient als 1000 Euro Brutto, keine
 Unterstützung bekommen. Dabei hat
Deutschland bereits einen etablierten
Sozialausgleich, betont Elke Ferner, stell-
vertretende Vorsitzende der SPD-Bun-
destagsfraktion: das Solidarprinzip der
GKV. „Diejenigen, die mehr Einkommen
haben, finanzieren die Beiträge derjeni-
gen mit, die weniger Einkommen ha-
ben“, so Ferner. „Ich frage mich, warum
man einen funktionierenden Sozialaus-
gleich abschaffen will.“

Vermutlich, weil die Bundesregie-
rung der Privaten Krankenversicherung
(PKV) lukrative Kundschaft liefern

möchte: Mit der Gesundheitsreform
wird der Wechsel für Besserverdienende
in die PKV deutlich vereinfacht. Auch
die Pharmaindustrie ist – entgegen aller
Bekundungen von Bundesgesundheits-
minister Rösler – fein raus. „Wir haben
Pharmapreise, die etwa 50 bis 100 Pro-
zent höher sind als im europäischen

Durchschnitt“, erklärt Lauterbach. „Da
müssen wir ran.“ De facto können die
Pharmaunternehmen aber auch in Zu-
kunft ihre Preise selbst bestimmen.
Schwarz-gelbe Gesundheitspolitik, das
ist Klientelpolitik für Privatversicherer
und Pharmalobby – zu Lasten der Ver-
sicherten. ■

Seit über 12 Jahren setzt sich
die Rechtsanwältin und Ver-
waltungswissenschaftlerin
Christine Lambrecht (45) als
Mitglied der SPD-Bundestags-
fraktion für ihren Wahlkreis
Bergstraße/Hessen ein. Im
Rechts- und im Richterwahl-
ausschuss sowie als Sprecherin
der Arbeitsgruppe Rechtspolitik
der SPD-Bundestagsfraktion
bringt sie ihre juristischen Er-
fahrungen ein. So zum Beispiel
in die Debatten um die Siche-
rungsverwahrung oder den Da-
tenschutz. Ihr Ziel: „Das Recht
muss auch künftig die Schwa-
chen schützen und für einen
fairen Ausgleich der Interessen
sorgen.“ ■

Informieren, zuhören, diskutie-
ren, handeln – das persönliche
Motto von Axel Schäfer (58)
wissen seine Wählerinnen und
Wähler in Bochum zu schätzen.
Bereits zum dritten Mal wurde
er 2009 als Direktkandidat in
den Bundestag gewählt. Der 
erfahrene Europapolitiker und
Sprecher der SPD-Bundestags-
abgeordneten aus NRW küm-
mert sich um die Anliegen der
Menschen aus seiner Region.
Am 28. September wurde 
Schäfer zu einem der stellver-
tretenden Vorsitzenden der
SPD-Bundestagsfraktion 
gewählt. Er ist zuständig für die
Bereiche „Angelegenheiten der
EU“ und „Petitionen“. Für ihn
steht fest: „Es ist mir jeden 
Tag aufs Neue wichtig, das
Leben der Menschen durch
meine Arbeit zu verbessern.“ ■

Vorgestellt

Christine Lambrecht 

Axel Schäfer 

Gesundheit soll teurer werden – nur die Arbeitgeber werden ab 2011 
von steigenden Beiträgen verschont.

//Wenn die Bundesregierung

ihre Pläne zur Gesundheitspo-

litik durchzieht, ist das das

Ende des solidarischen Ge-

sundheitssystems, warnt die

SPD-Bundestagsfraktion. //
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Termine im Oktober und November
25.10. „Fachkräfte dringend
 gesucht?“,  Werkstattgespräch der 
SPD-Bundestagsfraktion, Berlin
Infos: Monique.Paech@
spdfraktion.de

27.10. „Bundeswehr  
zukunfts fähig machen – Zukunft
des Wehr- und Zivildienstes“, 
Berlin, Infos: swen.schulz@
wk.bundestag.de

29.10. „Sozialdemokratische
 Gesundheitspolitik – Gute
 Versorgung für alle“, Nürtingen
Infos: rainer.arnold@bundestag.de

29.10. „VerbraucherInnen ohne
Schutz? Was sich bei Finanzdienst-
leistungen ändern muss“, 
Hannover, Infos: kerstin.tack@
wk.bundestag.de

10.11. 5. Gemeinsame Konferenz
von Werkstatträten und 
SPD-Bundestagsfraktion, Berlin
Infos: silvia.schmidt@
wk2.bundestag.de

Mehr Termine: 
www.spdfraktion.de 
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion
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